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1. Instanz

Aktenzeichen S 12 RJ 127/97 A
Datum 21.02.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 RJ 641/01
Datum 30.04.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 21.
Februar 2001 wird als unzulÃ¤ssig verworfen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der am 1935 geborene KlÃ¤ger ist jugoslawischer StaatsangehÃ¶riger und war vom
5. Mai 1975 bis 22. Januar 1978 beim B. als Bootsmann in der Donauschifffahrt
beschÃ¤ftigt. In diesem Zeitraum wurden fÃ¼r ihn fÃ¼r 31 Monate BeitrÃ¤ge zur
deutschen gesetzlichen Rentenversicherung entrichtet. In der Zeit vom 6. April
1959 bis 3. Juli 1974 und vom 21. MÃ¤rz 1979 bis 4. Oktober 1990 sind fÃ¼r den
KlÃ¤ger Versicherungszeiten in Jugoslawien von insgesamt 18 Jahren, 1 Monat und
7 Tagen bestÃ¤tigt. Seit dem 4. Oktober 1990 bezieht der KlÃ¤ger in Jugoslawien
eine Invalidenrente.

Ein erster Antrag des KlÃ¤gers, den er am 4. Oktober 1990 in Jugoslawien gestellt
hatte, wurde von der Beklagten mit Bescheid vom 27. Juli 1992 abgelehnt, weil
weder BerufsunfÃ¤higkeit noch ErwerbsunfÃ¤higkeit vorliege. Nach den
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Feststellungen des Sozialmedizinischen Dienstes der Beklagten konnte der KlÃ¤ger
zwar seine bisherige TÃ¤tigkeit als Binnenschiffer nicht mehr ausÃ¼ben, auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt jedoch noch leichte Arbeiten unter bestimmten
EinschrÃ¤nkungen vollschichtig verrichten. Dagegen legte der KlÃ¤ger Widerspruch
ein und die Beklagte holte im Widerspruchsverfahren eine Arbeitgeberauskunft des
B. ein. Diese Arbeitgeberauskunft bestÃ¤tigte zunÃ¤chst, dass der KlÃ¤ger
AnlerntÃ¤tigkeiten verrichtet hatte, und gab gleichzeitig an, dass die berufliche
Position des KlÃ¤gers in voller Breite derjenigen eines vergleichbaren deutschen
Facharbeiters mit Gesellen- bzw. Gehilfenbrief entsprochen habe. Der KlÃ¤ger habe
auch Ã¼ber die theoretischen Kenntnisse und FÃ¤higkeiten wie ein deutscher
Facharbeiter verfÃ¼gt. Diese Kenntnisse habe der KlÃ¤ger als Binnenschiffer in
Jugoslawien von 1966 bis 1975 erworben. Der KlÃ¤ger sei als Bootsmann in der
Rangklasse II Bezugsstufe 2 des Gehalts- und Lohntarifvertrages Nr.1 fÃ¼r die
Schifffahrtsbediensteten jugoslawischer NationalitÃ¤t mit Wohnsitz in Jugoslawien
eingestuft worden. Mit Widerspruchsbescheid vom 3. November 1992 wies die
Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger sei nach seinem
beruflichen Werdegang auf alle ungelernten TÃ¤tigkeiten im Bereich des
allgemeinen Arbeitsfeldes verweisbar. Da er noch vollschichtig leichte Arbeiten
verrichten kÃ¶nne, liege somit weder Berufs- noch ErwerbsunfÃ¤higkeit vor.

Am 18. Oktober 1994 stellte der KlÃ¤ger einen erneuten Rentenantrag. Dieser
wurde von der Beklagten mit Bescheid vom 3. April 1996 abgelehnt, weil die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente
wegen BerufsunfÃ¤higkeit oder ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht vorlÃ¤gen. Die Beklagte
unterstellte den Eintritt des Versicherungsfalles am 18. Oktober 1994
(Antragsdatum) und kam zu dem Ergebnis, dass in dem maÃ�geblichen Zeitraum
vom 18. Oktober 1989 bis 17. Oktober 1994 nur fÃ¼r insgesamt 13
Kalendermonate BeitrÃ¤ge vorhanden seien. Der KlÃ¤ger habe zwar vor dem 1.
Januar 1984 auch die allgemeine Wartezeit von fÃ¼nf Jahren erfÃ¼llt. In der Zeit
vom 1. Januar 1984 bis 17. Oktober 1994 sei jedoch nicht jeder Kalendermonat mit
Anwartschaftserhaltungszeiten belegt. Unbelegt seien die Monate Januar 1984 bis
Juli 1984, November 1990 bis Oktober 1994.

Aufgrund eines Ã�berprÃ¼fungsantrages vom 30. Mai 1996 legte die Beklagte mit
Bescheid vom 29. August 1996 den Versicherungsfall der BerufsunfÃ¤higkeit auf
den 10. Januar 1996 fest. Die Beklagte verwies auf ihren Bescheid vom 3. April 1996
und fÃ¼hrte aus, es hÃ¤tten sich zwar der Leistungsfall, nicht jedoch die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen geÃ¤ndert. Im Zeitraum vom 10. Januar
1991 bis 9. Januar 1996 seien keine Pflichtbeitragszeiten vorhanden und in der Zeit
vom 1. Januar 1984 bis 31. Dezember 1995 sei nicht jeder Kalendermonat mit
Anwartschaftserhaltungszeiten belegt. Unbelegt seien die â�� gesamten â��
Monate Januar 1984 bis Juni 1984 und November 1990 bis Dezember 1994.

Der vom KlÃ¤ger dagegen eingelegte Widerspruch wurde von der Beklagten mit
Widerspruchsbescheid vom 13. November 1996 zurÃ¼ckgewiesen.

Die dagegen erhobene Klage ging am 2. Dezember 1996 bei der Beklagten ein und
wurde am 4. Februar 1997 an das Sozialgericht Landshut weitergeleitet. Mit ihr
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machte der KlÃ¤ger im Wesentlichen geltend, der Versicherungsfall sei nicht erst im
Jahre 1996 eingetreten, sondern schon viel frÃ¼her. Das Sozialgericht Landshut hat
Dr.Z. zum Ã¤rztlichen SachverstÃ¤ndigen ernennt und ihn mit der Erstattung eines
Gutachtens nach Aktenlage beauftragt, in dem dieser zu der Frage Stellung nehmen
sollte, ob vor dem 1. Dezember 1992 beim KlÃ¤ger quantitative EinschrÃ¤nkungen
des LeistungsvermÃ¶gens vorgelegen hÃ¤tten. Dr.Z. kam in seinen Stellungnahmen
vom 8. Oktober 2000 und 30. November 2000 zu dem Ergebnis, dass der KlÃ¤ger
vor dem 1. Dezember 1992 mit EinschrÃ¤nkungen vollschichtig auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt einsetzbar gewesen wÃ¤re. Die Beklagte teilte mit
Schreiben vom 12. Januar 2001 mit, dass dem KlÃ¤ger ab 1. September 2000 die
Regelaltersrente in HÃ¶he von monatlich 87,51 DM gezahlt werde.

Mit Urteil vom 21. Februar 2001 hat das Sozialgericht Landshut die Klage
abgewiesen. Der KlÃ¤ger habe keinen Anspruch auf die beantragte Rente, weil die
versicherungsrechtlichen Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt seien. Bei den vom
KlÃ¤ger in Deutschland und Jugoslawien zurÃ¼ckgelegten rentenrechtlichen Zeiten,
welche im Oktober 1990 endeten, bestehe nach der Regelung der Â§Â§ 43, 44 Abs.1
Satz 1 Ziffer 2 a.F., 240, 241 Abs.2 a.F. SGB VI in Verbindung mit Â§ 300 Abs.2 SGB
VI sowie des Art.25 Abs.2 des Deutsch-Jugoslawischen
Sozialversicherungsabkommens ein Anspruch auf die beantragte Rente nur dann,
wenn vor dem 1. Dezember 1992 Berufs- oder ErwerbsunfÃ¤higkeit eingetreten
wÃ¤re. Dies sei nicht der Fall, nachdem Dr.Z. in seinem Gutachten vom 8. Oktober
2000 mit ergÃ¤nzender Stellungnahme vom 30. November 2000 nachvollziehbar
dargelegt habe, dass fÃ¼r die Zeit vor Dezember 1992 quantitative
EinschrÃ¤nkungen des LeistungsvermÃ¶gens beim KlÃ¤ger nicht festgestellt
werden kÃ¶nnten. Das Urteil wurde dem KlÃ¤ger gegen Postzustellungsurkunde am
19. Juli 2001 zugestellt.

Die dagegen eingelegte Berufung ging am 24. Oktober 2001 beim Sozialgericht
Landshut ein, das sie am 20. November 2001 dem Bayerischen Landessozialgericht
vorlegte. Mit Schreiben vom 3. Dezember 2001 wurde der KlÃ¤ger darauf
hingewiesen, dass die Berufung erst nach Ablauf der Frist fÃ¼r die Einlegung der
Berufung am 19. Oktober 2001 beim Sozialgericht Landshut eingegangen sei,
nÃ¤mlich am 24. Oktober 2001. Hierzu fÃ¼hrte der KlÃ¤ger aus, er habe die
Berufung am 16. Oktober 2001, somit innerhalb der Berufungsfrist geschrieben und
noch am gleichen Tag per Fax Ã¼bermittelt. Die Berufung sei dann auch zur Post
aufgegeben worden. Da eine Telekopie genauso anzuerkennen sei, sei die Berufung
als rechtzeitig angelangt anzuerkennen. Auf Anfrage teilte das Sozialgericht
Landshut mit, dass dort ein Fax des KlÃ¤gers nicht eingegangen sei. Zur
BestÃ¤tigung legte das Sozialgericht ein Journal Ã¼ber die empfangenen
Telefaxsendungen vom 12. bis 17. Oktober 2001 bei. Diesem Journal ist fÃ¼r den
16. Oktober ein Faxeingang aus Jugoslawien nicht zu entnehmen.

Der vom Sozialgericht Landshut vorgelegte Briefumschlag enthÃ¤lt die Angabe,
dass der Brief am 17. Oktober 2001 in Jugoslawien aufgegeben wurde. Eine
Auskunft der Deutschen Post AG ergab, dass zu Sendungen aus Jugoslawien keine
Laufzeiten angegeben werden kÃ¶nnen, da hierzu keine Erfahrungswerte
vorlÃ¤gen. GegenÃ¼ber gewÃ¶hnlichen Sendungen wÃ¼rden Einschreibsendungen
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bei Eingang in dem Bestimmungsland besonderen Bearbeitungsstellen zugefÃ¼hrt,
jedoch beeintrÃ¤chtige dies nicht die Laufzeit der Sendung. FÃ¼r den Oktober 2001
seien keine UnregelmÃ¤Ã�igkeiten im Postverkehr von dem jugoslawischen
Postunternehmen mitgeteilt worden, auch lÃ¤gen im Bereich der Deutschen Post
keine Erkenntnisse vor. Die Einschreibsendung des KlÃ¤gers aus Jugoslawien sei am
22. Oktober 2001 im Internationalen Briefzentrum in Niederaula eingegangen und
sei dem EmpfÃ¤nger am 24. Oktober 2001 zugestellt worden.

Der KlÃ¤ger hat eine ErklÃ¤rung von Frau V. M. vom 27. Februar 2002 vorgelegt, in
der diese erklÃ¤rte, dass sie das Schreiben des KlÃ¤gers vom 16. Oktober 2001 an
das Sozialgericht Landshut noch am gleichen Tage per Fax Ã¼bermittelt habe. Sie
rÃ¤ume jedoch ein, dass es, da es sich bei dem Telefax um ein sehr altes Modell
handele, passieren kÃ¶nne (obwohl sehr selten), dass die Telekopie nicht oder nur
schwarz, ohne sichtbaren Text, ankomme. Leider gebe dieses Telefax keine
schriftliche BestÃ¤tigung der Ã�bermittlung wie bei heutigen Modellen.

In der Sache selbst macht der KlÃ¤ger geltend, er sei nicht erst am 1. Dezember
1992 erwerbsunfÃ¤hig geworden, sondern bereits zu einem frÃ¼heren Zeitpunkt.
Aber auch bei einem Versicherungsfall der ErwerbsunfÃ¤higkeit zum 1. Dezember
1992 er- fÃ¼lle er die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen. In dem
maÃ�geblichen FÃ¼nfjahreszeitraum vom 1. Dezember 1987 bis zum 1. Dezember
1992 habe er nÃ¤mlich 44 Pflichtversicherungsmonate. Er habe nicht nur bis zum 4.
Oktober 1990 Versicherungszeiten erworben, sondern bis zum 12. Juli 1991, da erst
zu diesem Zeitpunkt das ArbeitsverhÃ¤ltnis aufgelÃ¶st worden sei. Hierzu hat er
eine Bescheinigung Ã¼ber die AuflÃ¶sung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses seines
frÃ¼heren Arbeitgebers vorgelegt, in dem die AuflÃ¶sung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses
zum 12. Juli 1991 bestÃ¤tigt wird.

Der KlÃ¤ger beantragt , das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 21. Februar
2001 sowie die Bescheide der Beklagten vom 3. April 1996 und 29. August 1996 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13. November 1996 aufzuheben und
die Beklagte zu verurteilen, ihm eine Rente wegen Berufs- bzw.
ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 1. Januar 1993 zu gewÃ¤hren. Hilfsweise beantragt er, ihm
bei VersÃ¤umung der Berufungsfrist Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zu verwerfen, hilfsweise als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat liegen die Verwaltungsunterlagen der Beklagten sowie die Klageakte mit
dem Az.: S 12 RJ 127/97 A und die Berufungsakte mit dem Az.: L 5 RJ 641/01 zur
Entscheidung vor.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers war als unzulÃ¤ssig zu verwerfen, da sie nicht in der
gesetzlichen Frist eingelegt worden ist (Â§ 158 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -).
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GemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs.1 SGG ist die Berufung innerhalb eines Monats nach
Zustellung des Urteils einzulegen. Auch wenn Â§ 151 SGG eine Â§ 87 Abs.1 Satz 2
SGG entsprechende Regelung nicht enthÃ¤lt, derzufolge bei Zustellung im Ausland
die Klagefrist drei Monate betrÃ¤gt, so ist nach herrschender Meinung Ã¼ber Â§
153 Abs.1 SGG Â§ 87 Abs.1 Satz 2 SGG entsprechend heranzuziehen mit der Folge,
dass auch die Berufungsfrist drei Monate betrÃ¤gt, wenn das Urteil im Ausland
zugestellt worden ist (vgl. Meyer-Ladewig, 7. Auflage, Â§ 151 Rdnr.6 mit weiteren
Hinweisen). Das Urteil des Sozialgerichts Landshut wurde ausweislich des sich in
den Akten des Sozialgerichts Landshut (Bl.100 SG-Akte) befindlichen
RÃ¼ckscheines am 19. Juli 2001 dem KlÃ¤ger zugestellt. GemÃ¤Ã� Â§ 64 Abs.1
SGG begann somit die Frist fÃ¼r die Einlegung der Berufung am 20. Juli 2001 und
endete gemÃ¤Ã� Â§ 64 Abs.2 SGG mit Ablauf des 19. Oktober 2001. Die am 24.
Oktober 2001 beim Sozialgericht Landshut eingegangene Berufung konnte somit
auch nicht nach Â§ 151 Abs.2 SGG die Berufungsfrist wahren und ist mithin
verspÃ¤tet.

Entgegen den AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers wurde die Berufungsfrist auch nicht
durch ein rechtzeitig beim Sozialgericht Landshut eingegangenes Telefax gewahrt.
Das Sozialgericht Landshut konnte den Eingang eines entsprechenden Fax nicht
bestÃ¤tigen, auch das Journal des TelefaxgerÃ¤tes des Sozialgerichts Landshut
verzeichnet keinen entsprechenden Eingang am 16. Oktober 2001. Wie dem
Schreiben der V. M. vom 27. Februar 2002 zu entnehmen ist, kann der KlÃ¤ger auch
keine BestÃ¤tigung vorlegen, dass am 16. Oktober 2001 tatsÃ¤chlich ein Fax an das
Sozialgericht Landshut geschickt wurde. V. M. gibt nÃ¤mlich an, dass ihr
TelefaxgerÃ¤t keine schriftliche BestÃ¤tigung der Ã�bermittlung ausdruckt und
dass gelegentlich eine Telekopie nicht oder nur schwarz ohne sichtbaren Text
ankommt.

GemÃ¤Ã� Â§ 67 Abs.1 SGG ist eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu
gewÃ¤hren, wenn jemand ohne Verschulden verhindert war, eine gesetzliche
Verfahrensfrist einzuhalten. Das Schreiben des KlÃ¤gers vom 27. Februar 2002 ist
als Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu werten. Diesem Antrag
kann jedoch nicht entsprochen werden, weil der KlÃ¤ger nicht ohne Verschulden
gehindert war, die Frist einzuhalten. Dem Briefumschlag, mit dem der KlÃ¤ger seine
Berufungsschrift an das Sozialgericht Landshut sendete, ist zu entnehmen, dass die
Berufungsschrift am 17. Oktober 2001 in N. als Einschreiben zur Post gegeben
wurde. Bei der Aufgabe am 17. Oktober 2001, zwei Tage vor Ablauf der Frist am 19.
Oktober 2001, einem Freitag, konnte der KlÃ¤ger nicht mehr damit rechnen, dass
eine Einschreibesendung noch rechtzeitig beim Sozialgericht Landshut eintreffen
wÃ¼rde. Nach der Rechtsprechung ist ein Verschulden bei Absendung des
SchriftstÃ¼ckes so kurz vor Fristende anzunehmen, dass es nur unter
auÃ�ergewÃ¶hnlich gÃ¼nstigen UmstÃ¤nden noch rechtzeitig ankommen kann; je
spÃ¤ter die Sendung abgesendet wird, desto hÃ¶her sind die Anforderungen, wenn
auch anerkannt ist, dass die Frist bis zuletzt ausgeschÃ¶pft werden darf. Der
KlÃ¤ger hÃ¤tte jedoch bei der dreimonatigen Frist zur Einlegung der Berufung sein
Berufungsschreiben so rechtzeitig absenden kÃ¶nnen, dass es bei einer
ordnungsgemÃ¤Ã�en Laufzeit noch vor Ablauf der Frist am 19. Oktober 2001 beim
Sozialgericht Landshut hÃ¤tte eingehen kÃ¶nnen. Ein Verschulden des KlÃ¤gers ist
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auch nicht deshalb zu verneinen, weil er nach den Angaben von V. M. diese am 16.
Oktober 2001 beauftragt hatte, noch am 16. Oktober 2001 das Berufungsschreiben
per Fax an das Sozialgericht Landshut zu Ã¼bermitteln. Frau M. und auch dem
KlÃ¤ger musste nach eigenen Angaben bekannt sein, dass es sich bei dem Telefax
um ein sehr altes Modell handelt und es passieren kann, dass die Telekopie nicht
oder nur schwarz, ohne sichtbaren Text, ankommt. Nach den Angaben des
Sozialgerichts Landshut ist ein Telefax des KlÃ¤gers am 16. Oktober 2001 nicht
angekommen. Die Benutzung eines privaten TelefaxgerÃ¤tes, dessen
UnzulÃ¤nglichkeiten bekannt sind, fÃ¼hrt jedoch nicht dazu, dass der KlÃ¤ger die
Berufungsfrist im Sinne des Â§ 67 Abs.1 SGG unverschuldet versÃ¤umt hat. Ein
Verschulden in diesem Sinne liegt nÃ¤mlich immer dann vor, wenn der Beteiligte
diejenige Sorgfalt auÃ�er Acht lÃ¤sst, die einem gewissenhaften
ProzessfÃ¼hrenden nach den gesamten UmstÃ¤nden zuzumuten ist (vgl. Meyer-
Ladewig, a.a.O., Â§ 67 Rdnr.3). Nachdem der KlÃ¤ger bis zum Ende der Frist mit der
Einlegung der Berufung gewartet hatte, trifft ihn eine erhÃ¶hte Sorgfaltspflicht bei
der Absendung seines Berufungsschreibens, zumal der KlÃ¤ger ja selbst schon
hÃ¤ufig Schriftverkehr mit dem Sozialgericht Landshut bzw. der Beklagten
gewechselt hatte und ihm deshalb bekannt sein musste, dass eine Laufzeit von zwei
Tagen fÃ¼r den Postverkehr zwischen Jugoslawien und Deutschland nicht
ausreichend ist. Bei den UnzulÃ¤nglichkeiten des von ihm benutzten
TelefaxgerÃ¤tes konnte er ebenfalls nicht auf einen rechtzeitigen Zugang seiner
Berufungsschrift rechnen. Ihm wÃ¤re zuzumuten gewesen, kurz vor Ablauf der Frist
z.B. ein zuverlÃ¤ssiges TelefaxgerÃ¤t bei der jugoslawischen Post zu benÃ¼tzen.
Da der KlÃ¤ger somit nicht ohne Verschulden verhindert war, die Berufungsfrist
einzuhalten, kann ihm Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nicht gewÃ¤hrt
werden.

Die Berufung war deshalb wegen VersÃ¤umnis der Berufungsfrist gemÃ¤Ã� Â§ 158
als unzulÃ¤ssig zu verwerfen und dem Berufungsgericht ist es verwehrt, auf das
sachliche Vorbringen des KlÃ¤gers einzugehen.

ErgÃ¤nzend weist der Senat darauf hin, dass es nurmehr um die GewÃ¤hrung einer
BerufsunfÃ¤higkeitsrente fÃ¼r einen Zeitraum von frÃ¼hestens August 1992 bis
31. August 2000 gehen kann. Nach den Angaben auf Bl.73 und 74 der Akte der
Beklagten erzielte der KlÃ¤ger in Jugoslawien ein Einkommen aus selbstÃ¤ndiger
landwirtschaftlicher TÃ¤tigkeit, so dass nach Â§ 44 Abs.2 Satz 2 Nr.1 a.F. die
GewÃ¤hrung einer Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit nicht in Betracht kommt. Vom
jugoslawischen VersicherungstrÃ¤ger wurde eine Beitragsentrichtung nur bis zum 4.
Oktober 1990 bestÃ¤tigt. Ab diesem Zeitpunkt bezieht der KlÃ¤ger nach den
Angaben des jugoslawischen VersicherungstrÃ¤gers eine Invalidenrente in
Jugoslawien. Die Bescheinigung des KlÃ¤gers, dass sein ArbeitsverhÃ¤ltnis in
Jugoslawien erst zum 12. Juli 1991 aufgelÃ¶st wurde, beweist keine Entrichtung von
BeitrÃ¤gen zum jugoslawischen RentenversicherungstrÃ¤ger nach dem 4. Oktober
1990. Da der KlÃ¤ger in Restjugoslawien wohnt, ist der Bezug von jugoslawischer
Invalidenrente einer Beitragsentrichtung nicht gleichzusetzen. Bei dem vom
Sozialgericht Landshut angenommenen Versicherungsfall 1. Dezember 1992 hat der
KlÃ¤ger deshalb die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
GewÃ¤hrung einer Rente nicht erfÃ¼llt.
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Diese kÃ¶nnten allenfalls dann erfÃ¼llt sein, wenn es sich bei der vom KlÃ¤ger in
Deutschland ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit als Bootsmann beim B. um eine
FacharbeitertÃ¤tigkeit gehandelt hatte (Bl.26 mit 30 der Verwaltungsakte der
Beklagten), da der KlÃ¤ger auch nach den Feststellungen des Sozialmedizinischen
Dienstes der Beklagten eine derartige TÃ¤tigkeit ab 4. Oktober 1990 nicht mehr
ausÃ¼ben kann. Bei einem Eintritt des Versicherungsfalls der BerufsunfÃ¤higkeit
am 4. Oktober 1990 kÃ¶nnte der KlÃ¤ger aber die versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit
erfÃ¼llen.

Da die Berufung des KlÃ¤gers jedoch unzulÃ¤ssig ist, kommt es darauf fÃ¼r die
Entscheidung nicht mehr an.

Die Entscheidung Ã¼ber die Kosten gemÃ¤Ã� Â§ 193 SGG beruht auf der
ErwÃ¤gung, dass die Berufung des KlÃ¤gers ohne Erfolg blieb.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gem. Â§ 160 Abs.2 SGG sind nicht
ersichtlich.

Erstellt am: 14.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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